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1. Der Bescheid vom 09.07.2013 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
05.11.2013 wird aufgehoben und die Beklagte verurteilt, die mit Rechnung vom
02.09.2013 ausgewiesenen Kosten fÃ¼r die Impfung mit dendritischen Zellen in
HÃ¶he von 4.964,40 EUR zu Ã¼bernehmen.

2. Die Beklagte trÃ¤gt die erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Kostenerstattung fÃ¼r eine Impfung mit
dendritischen Zellen. Der KlÃ¤ger, geboren 1969, ist bei der Beklagten
krankenversichert. Im Februar 2011 wurde bei dem KlÃ¤ger ein malignes Melanom
(Clark Level III C) am Bauch festgestellt. Dieses wurde im Hautzentrum Marburg
operiert und im UniversitÃ¤tsklinikum Heidelberg nochmals nachoperiert. Von Juni
2011-Dezember 2012 wurde der KlÃ¤ger im Rahmen einer adjuvanten
Immuntherapie mit Interferon alpha II b behandelt. Im August 2012 zeigte sich ein
Lymphknotenrezidiv unter dem Arm, das ebenfalls operativ entfernt wurde. Im
MÃ¤rz 2013 wurden 29 Lymphknoten an der UniversitÃ¤tsklink Marburg entfernt.
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Von diesen waren 7 befallen. Den Antrag des KlÃ¤gers auf KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r eine Immuntherapie mit dendritischen Zellen lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 09.07.2013 ab. Sie berief sich dabei auf ein Gutachten des MDK vom
02.07.2013. Der MDK hatte festgestellt, dass es sich um eine lebensbedrohliche
Erkrankung handele, fÃ¼r die eine medikamentÃ¶se Therapiealternative, die das
Risiko fÃ¼r eine erneute regionÃ¤re- oder Fernmetastasierung reduziere, nicht zur
VerfÃ¼gung stÃ¼nde. Alternativ sei jedoch eine engmaschige Nachsorge und die
Option der regionalen Verfahren verfÃ¼gbar. Im Rahmen der Literaturrecherche
habe man keine wissenschaftliche Literatur identifizieren kÃ¶nnen, die den Nutzen
einer dendritischen Zelltherapie fÃ¼r die adjuvante Situation bei malignem
Melanom untersucht hÃ¤tte. Es handele sich um eine experimentelle Therapie, die
nur im Rahmen von klinischen Studien erfolgen solle. Dies entspreche auch der
Empfehlung der Deutschen Krebsgesellschaft. Der KlÃ¤ger legte gegen den
ablehnenden Bescheid Widerspruch ein und begann auf eigene Kosten die
beantragte Therapie. Er legte im Verwaltungsverfahren eine Rechnung vom
02.09.2013 Ã¼ber die 1. Impfung Ã¼ber 4.964,40EUR vor. Nach erneuter
Befassung des MDK â�� ohne neue Erkenntnisse â�� wies die Beklagte den
Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 05.11.2013 zurÃ¼ck, wobei sie zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf die fehlende wissenschaftliche Datenlage
verwies. Gegen diesen Bescheid richtet sich die Klage vom 04.12.2013, die der
KlÃ¤ger zudem mit einem Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz verband. Das
Gericht hat den ER-Antrag mit Beschluss vom 14.01.2014 abgelehnt.

Im Klageverfahren trÃ¤gt der KlÃ¤ger vor, dass die Immuntherapie, die von der
OberÃ¤rztin Dr. C. vom UniversitÃ¤tsklinikum Erlangen befÃ¼rwortet werde, die
bestmÃ¶gliche Therapie sei und die lÃ¤ngsten Ã�berlebenschancen biete. Durch
das UniversitÃ¤tsklinikum Erlangen sei eine Immuntherapie mit autologen
dendritischen Zellen, beladen mit synthetisch hergestellter RNA, geplant. Bei dieser
Behandlungsmethode finde kein patienteneigenes Tumormaterial Verwendung.
BezÃ¼glich dieser Therapie bestehe keine negative Stellungnahme des
Gemeinsamen Bundesausschusses. Die Voraussetzungen des Beschlusses des
Bundesverfassungsgerichts vom 06.12.2005 lÃ¤gen allesamt vor. Es sei mit den
Grundrechten aus Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip und aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz nicht vereinbar,
einem gesetzlich Krankenversicherten fÃ¼r dessen lebensbedrohliche oder
regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dliche Erkrankung eine allgemein anerkannte, dem medizinischen
Standard entsprechende Behandlung nicht zur VerfÃ¼gung zu stellen, von der
Leistung einer ihm gewÃ¤hlten Ã¤rztlich angewandten Behandlungsmethode
auszuschlieÃ�en, wenn eine nicht ganz entfernte Aussicht auf Heilung oder auf eine
spÃ¼rbar positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf bestehe. Ein weiteres
Zuwarten, wie es die Beklagte empfehle, sei als ethisch schon sehr bedenklich
anzusehen. Im Gegensatz zur Entscheidung des Hessischen Landessozialgerichts
vom 27.08.2012 sei vorliegend gerade keine Mischbehandlung beantragt, sondern
eine reine Vakzinationstherapie mit dendritischen Zellen. Insofern seien die
Sachverhalte nicht vergleichbar.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Bescheid der Beklagten vom 09.07.2013 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 05.11.2013 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die Kosten fÃ¼r die mit Rechnung vom 02.09.2013 ausgewiesene
Impfung mit dendritischen Zellen in HÃ¶he von 4.964,40 EUR zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Sie beruft sich im Wesentlichen auf die Gutachten des MDK und auf den
experimentellen Charakter der Therapie.

Im Laufe des Klageverfahrens hat der KlÃ¤ger insgesamt 9 Impfungen am
UniversitÃ¤tsklinikum in Erlangen im Zeitraum von August 2013 bis MÃ¤rz 2015
erhalten. In dieser Zeit war er rezidivfrei. Im September 2015 ist es zu einem
RÃ¼ckfall gekommen, der aktuell mittels einer Kombinationschemotherapie
behandelt wird.

Das Gericht hat im Klageverfahren von Amts wegen ein Gutachten bei Prof. Dr. D.
eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige hat bestÃ¤tigt, dass Ã¼ber die Interferon-
Therapie, die beim KlÃ¤ger bereits ausgeschÃ¶pft war, hinaus, keine wirksamen
adjuvanten Therapien zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Die Situation des KlÃ¤gers sei als
Hochrisikokonstellation einzustufen. Die Vakzinationstherapie befinde sich zwar in
einer schnellen Entwicklung, sei allerdings als experimentell zu betrachten. Es
lÃ¤gen nur eingeschrÃ¤nkte klinische Erfahrungen vor. Die vorliegenden
Erfahrungen wÃ¼rden belegen, dass es relativ sicher gelinge, die gewÃ¼nschten
immunologischen Effekte mit der Impfung mit dendritischen Zellen zu erzielen.
Wenngleich die Patientenkollektive oft zu klein seien, um Vergleiche ziehen zu
kÃ¶nnen und auch methodische Unterschiede dies nicht erlaubten, so sei doch klar,
dass zumindest ein Teil selbst im fortgeschrittenen Stadium von dieser Therapie
profitieren kÃ¶nne. Einzelne Patienten hÃ¤tten mehr als 5 Jahre Ã¼berlebt. Nur 3
klinisch vergleichende Studien der Phase III seien bislang publiziert worden. Nur
eine davon habe eine geringgradige Ã�berlebenszeitverlÃ¤ngerung gezeigt. Der
SachverstÃ¤ndige hat empfohlen, die Impfung mit dendritischen Zellen
ausschlieÃ�lich im Rahmen von klinisch-kontrollierten Studien durchzufÃ¼hren, bis
ein EffektivitÃ¤tsnachweis in prospektiv-kontrollierten Studien vorliege.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten, die
Gerichtsakte zum Eilverfahren zum Az. S 6 KR 156/13 ER sowie auf die Prozessakten
verwiesen, die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegen haben und Gegenstand
der Entscheidungsfindung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist auch begrÃ¼ndet.

Der Bescheid der Beklagten vom 09.07.2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.11.2013 ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger
in seinen Rechten. Er hat einen Anspruch auf Kostenerstattung fÃ¼r die
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durchgefÃ¼hrte Vakzinationstherapie mit dendritischen Zellen in HÃ¶he von
4.964,40EUR. Rechtsgrundlage des Erstattungsanspruchs ist Â§ 13 Abs. 3 Satz 1
SGB V. Die Vorschrift bestimmt, dass die Krankenkasse, die eine Leistung zu
Unrecht abgelehnt hat, dem Versicherten fÃ¼r die selbst beschaffte Leistung die
entstandenen Kosten zu erstatten hat, soweit die Leistung notwendig war. Die
Vorschrift sieht in ErgÃ¤nzung des Sachleistungssystems der gesetzlichen
Krankenversicherung (Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB V) ausnahmsweise Kostenerstattung
vor, wenn der Versicherte sich eine Leistung auf eigene Kosten selbst beschaffen
musste, weil sie von der Krankenkasse als Sachleistung wegen eines Mangels im
Versorgungssystem nicht oder nicht in der gebotenen Zeit zur VerfÃ¼gung gestellt
worden ist (vgl. etwa BSG, Urt. v. 02.11.2007, â�� B 1 KR 14/07 R -; Urt. v.
14.12.2006, â�� B 1 KR 8/06 R -). Der hier allein in Betracht kommende
Erstattungstatbestand des Â§ 13 Abs. 3 Satz 1, 2. Alt. SGB V setzt die rechtswidrige
Ablehnung der Leistung durch die Krankenkasse und grundsÃ¤tzlich auch einen
Ursachenzusammenhang zwischen Leistungsablehnung und Leistungsbeschaffung
durch den Versicherten voraus. Die rechtswidrige Ablehnung der Leistung scheidet
fÃ¼r solche (selbst beschaffte) Leistungen von vornherein aus, die von den
Krankenkassen allgemein als Sach- oder Dienstleistung nicht zu erbringen sind. Der
Kostenerstattungsanspruch gem. Â§ 13 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. SGB V reicht nÃ¤mlich
nicht weiter als ein entsprechender Sachleistungsanspruch.

Rechtsgrundlage des dem Kostenerstattungsanspruch zugrunde liegenden
Leistungsanspruchs auf GewÃ¤hrung Ã¤rztlicher Behandlung ist vorliegend Â§ 27
Abs. 1 SGB V. Danach haben Versicherte Anspruch auf Krankenbehandlung, wenn
sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung
zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. Die Krankenbehandlung
umfasst neben der Ã¤rztlichen Behandlung (Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 1 SGB V)
auch die Versorgung mit Arzneimitteln (Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 3 SGB V). Der
Anspruch auf Krankenbehandlung bzw. Arzneimittelversorgung unterliegt den fÃ¼r
alle LeistungsansprÃ¼che (Â§ 11 SGB V) geltenden allgemeinen MaÃ�gaben der 
Â§Â§ 2, 12 SGB V. Gem. Â§ 2 Abs. 1 SGB V stellen die Krankenkassen den
Versicherten die Leistungen unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots (Â§ 12
SGB V) zur VerfÃ¼gung, soweit diese Leistungen nicht der Eigenverantwortung der
Versicherten zugerechnet werden. Behandlungsmethoden, Arznei- und Heilmittel
der besonderen Therapierichtungen sind nicht ausgeschlossen. QualitÃ¤t und
Wirksamkeit der Leistungen haben dem allgemein anerkannten Stand der
medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen und den medizinischen Fortschritt zu
berÃ¼cksichtigen. Gem. Â§ 12 Abs. 1 SGB V mÃ¼ssen die Leistungen ausreichend,
zweckmÃ¤Ã�ig und wirtschaftlich sein; sie dÃ¼rfen das MaÃ� des Notwendigen
nicht Ã¼berschreiten. Leistungen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind,
kÃ¶nnen Versicherte nicht beanspruchen, dÃ¼rfen die Leistungserbringer nicht
bewirken und die Krankenkassen nicht bewilligen. Die Versicherten erhalten die
ihnen danach zustehenden Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB V als Sach-
und Dienstleistungen, soweit das SGB V nichts anderes vorsieht.

Bei der Behandlung mit dendritischen Zellen handelt es sich um eine neue
Untersuchungs- und Behandlungsmethode im Sinne von Â§ 135 Abs. 1 S. 1 SGB V.
Insoweit ist das dort geregelte Verbot mit Erlaubnisvorbehalt (BSG, Urt. v.
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07.11.2006, B 1 KR 24/06 R -; Urt. v. 04.04.2006, â�� B 1 KR 12/05 R -) zu beachten.
Danach dÃ¼rfen neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden in der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zu Lasten der Krankenkasse grundsÃ¤tzlich nur
erbracht werden und gehÃ¶ren auch dann nur zu den den Versicherten von der
Krankenkasse geschuldeten Leistungen (vgl. BSG, Urt. v. 04.04.2006, â�� B 1 KR
12/05 R -), wenn der Gemeinsame Bundesausschuss in Richtlinien nach Â§ 92 Abs. 1
Satz 2 Nr. 5 SGB V Empfehlungen u. a. Ã¼ber die Anerkennung des diagnostischen
und therapeutischen Nutzens der neuen Methode sowie deren medizinische
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit abgegeben hat. An die Entscheidungen des
Bundesausschusses sind Krankenkassen und Gerichte gebunden (BSG, Urt. v.
04.04.2006, â�� B 1 KR 12/05 R â�� m.w.N.). Ohne befÃ¼rwortende Entscheidung
des Gemeinsamen Bundesausschusses kommt eine Leistungspflicht der
Krankenkassen nicht in Betracht. Die Sperrwirkung des Â§ 135 Abs. 1 Satz 1 SGB V
erfasst "Methoden", also MaÃ�nahmen, die bei einem bestimmten Krankheitsbild
systematisch angewandt werden (BSG, Urt. v. 19.10.2004, â�� B 1 KR 27/02 R -);
dazu kÃ¶nnen ggf. auch Ã¼ber die bloÃ�e Verabreichung von Arzneimitteln
hinausgehende Pharmakotherapien zÃ¤hlen. Nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts kann jedoch ungeachtet des in Â§ 135 Abs. 1 SGB V
statuierten Verbots mit Erlaubnisvorbehalt und des Fehlens einer Empfehlung des
Gemeinsamen Bundesausschusses eine Leistungspflicht der Krankenkasse
ausnahmsweise dann bestehen, wenn die fehlende Anerkennung einer neuen
Behandlungsmethode darauf zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist, dass das Verfahren vor dem
Bundesausschuss trotz ErfÃ¼llung der fÃ¼r eine Ã�berprÃ¼fung notwendigen
formalen und inhaltlichen Voraussetzungen nicht oder nicht zeitgerecht
durchgefÃ¼hrt wurde und damit ein "Systemversagen" vorliegt. Dann ist die in Â§
135 Abs. 1 SGB V vorausgesetzte Aktualisierung der Richtlinien nÃ¤mlich
rechtswidrig unterblieben, weshalb die MÃ¶glichkeit bestehen muss, das
Anwendungsverbot erforderlichenfalls auf andere Weise zu Ã¼berwinden (nÃ¤her 
BSGE 81, 54 sowie BSG, Urt. v. 04.04.2006, â�� B 1 KR 12/05 R -). Auch bei
Krankheiten, die wegen ihrer Seltenheit praktisch nicht systematisch erforschbar
sind, muss die Behandlung aus dem Leistungsumfang der gesetzlichen
Krankenversicherung nicht schon mangels entsprechender Empfehlung des
Bundesausschusses ausscheiden (vgl. dazu BSGE 93,236). Nach der
Rechtsprechung des BVerfG kÃ¶nnen sich (ansonsten nicht bestehende)
LeistungsansprÃ¼che darÃ¼ber hinaus auch aus einer grundrechtsorientierten
Auslegung der maÃ�geblichen Vorschriften des Krankenversicherungsrechts
ergeben. In seinem Beschluss vom 06.12.2005 (- B 1 BvR 347/98 -) hat es das
BVerfG fÃ¼r mit dem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip und dem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG nicht vereinbar
erklÃ¤rt, einen gesetzlichen Krankenversicherten, fÃ¼r dessen lebensbedrohliche
oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dliche Erkrankung eine allgemein anerkannte,
medizinischem Standard entsprechende Behandlung nicht zur VerfÃ¼gung steht,
von der Leistung einer von ihm gewÃ¤hlten, Ã¤rztlich angewandten
Behandlungsmethode auszuschlieÃ�en, wenn eine nicht ganz entfernt liegende
Aussicht auf Heilung oder auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den
Krankheitsverlauf besteht. Die zu einem solchen Ergebnis fÃ¼hrende Auslegung der
leistungsrechtlichen Vorschriften des Krankenversicherungsrechts sei in der
extremen Situation krankheitsbedingter Lebensgefahr (im vom BVerfG
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entschiedenen Fall durch die Duchenne`sche Muskeldystrophie) verfassungswidrig.
Das Bundessozialgericht hat diese verfassungsgerichtlichen Vorgaben seiner
Rechtsprechung zugrunde gelegt und nÃ¤her konkretisiert. Danach â�� so etwa
BSG Urt. v. 07.11.2006 â�� B 1 KR 24/06 R -; Urt. v. 04.04.2006 â�� B 1 KR 7/05 R
â�� verstÃ¶Ã�t die Leistungsverweigerung der Krankenkasse unter Berufung
darauf, eine bestimmte neue Ã¤rztliche Behandlungsmethode sei im Rahmen der
gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen, weil der zustÃ¤ndige
Gemeinsame Bundesausschuss diese noch nicht anerkannt oder sie sich zumindest
in der Praxis und in der medizinischen Fachdiskussion noch nicht durchgesetzt
habe, gegen das Grundgesetz, wenn folgende drei Voraussetzungen kumulativ
erfÃ¼llt sind: Es liegt (1.) eine lebensbedrohliche oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich
verlaufende Erkrankung (oder eine zumindest wertungsmÃ¤Ã�ig damit
vergleichbare Krankheit â�� BSG, Urt. v. 16.12.2008, â�� B 1 KN 3/07 KR R -;
Ã�bersicht bei BSG, Urt. v. 05.05.2009, â�� B 1 KR 15/08 R -) vor. FÃ¼r diese
Krankheit steht (2.) eine allgemein anerkannte, medizinischem Standard
entsprechende Behandlung nicht zur VerfÃ¼gung. Beim Versicherten besteht (3.)
hinsichtlich der Ã¤rztlich angewandten (neuen, nicht allgemein anerkannten)
Behandlungsmethode eine auf Indizien gestÃ¼tzte nicht ganz fern liegende
Aussicht auf Heilung oder wenigstens auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf
den Krankheitsverlauf. In der seit 01.01.2012 geltenden Vorschrift des Â§ 2 Abs. 1a
Satz 1 SGB V hat der Gesetzgeber die von der Rechtsprechung des BVerfG und des
BSG entwickelten RechtgrundsÃ¤tze zu grundrechtsfundierten
LeistungsansprÃ¼chen in das SGB V aufgenommen. Danach kÃ¶nnen Versicherte
mit einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlichen Erkrankung oder mit
einer zumindest wertungsmÃ¤Ã�ig vergleichbaren Erkrankung, fÃ¼r die eine
allgemein anerkannte, dem medizinischen Standard entsprechende Leistung nicht
zur VerfÃ¼gung steht, auch eine von Â§ 2 Abs. 1 Satz 3 SGB V abweichende,
insbesondere also eine in QualitÃ¤t und Wirksamkeit dem allgemein anerkannten
Stand der medizinischen Erkenntnisse (noch) nicht entsprechende Leistung
beanspruchen, wenn eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder
auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht. Die
Krankenkasse erteilt fÃ¼r Leistungen nach Â§ 2 Abs. 1a Satz 1 SGB V vor Beginn
der Behandlung eine KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung, wenn Versicherte oder
behandelnde Leistungserbringer dies beantragen. Mit der
KostenÃ¼bernahmeerklÃ¤rung wird die AbrechnungsmÃ¶glichkeit der Leistung
festgestellt. FÃ¼r Auslegung und Anwendung des Â§ 2 Abs. 1a Satz 1 SGB V sind
die MaÃ�gaben der genannten Rechtsprechung des BVerfG und des BSG
heranzuziehen (LSG Baden WÃ¼rtemberg, Urteil vom 14.03.2012, â�� L 5 KR
5406/11 -). Davon ausgehend steht dem KlÃ¤ger ein Anspruch auf Erstattung der
Kosten fÃ¼r die am UniversitÃ¤tsklinikum Erlangen durchgefÃ¼hrte Behandlung
mit dendritischen Zellen zu. Die Voraussetzungen des Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 2. Alt.
SGB V sind erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hat sich die Behandlung seiner Krebserkrankung
mit dendritischen Zellen in Erlangen ohne Missachtung des in Â§ 13 Abs. 3 Satz 1
SGB V vorgesehenen Beschaffungswegs selbst beschafft. Die Beklagte hat die
GewÃ¤hrung der beantragten Behandlung mit dendritischen Zellen auch zu Unrecht
abgelehnt. Die Beklagte hÃ¤tte dem KlÃ¤ger die in Rede stehende Behandlung
nach MaÃ�gabe der grundrechtsorientierten Auslegung des Leistungskatalogs als
Sachleistung gewÃ¤hren mÃ¼ssen. Der KlÃ¤ger hatte Anspruch auf die Behandlung
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seiner Krebserkrankung mit dendritischen Zellen als Leistung der gesetzlichen
Krankenversicherung. Bei der Krebsbehandlung mit dendritischen Zellen handelt es
sich um eine neue Behandlungsmethode i. S. d Â§ 135 Abs. 1 SGB V; fÃ¼r diese
Ã¤rztliche Leistung ist eine Leistungsposition im EBM nicht vorhanden. Eine
Empfehlung des Gemeinsamen Bundesausschusses existiert nicht. Anhaltspunkte
fÃ¼r ein so genanntes Systemversagen oder einen Seltenheitsfall liegen nicht vor.
Der Leistungsanspruch ergibt sich jedoch nach MaÃ�gabe der vom BVerfG (Beschl.
v. 06.12.2005, â�� 1 BvR 347/98 -) vorgenommenen grundrechtsorientierten
Auslegung des Leistungskatalogs (jetzt: Â§ 2 Abs. 1a SGB V). Die in der
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung hierfÃ¼r aufgestellten Voraussetzungen
sind erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger leidet (unstreitig) an einer lebensbedrohlichen und
regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung, fÃ¼r die nach AusschÃ¶pfung der
Interferontherapie eine weitere alternative BehandlungsmÃ¶glichkeit nicht zur
VerfÃ¼gung steht. Damit ist vorliegend letztendlich ausschlaggebend, ob fÃ¼r die
â�� konkrete â�� Erkrankung des KlÃ¤gers mit dendritischen Zellen eine durch
Indizien gestÃ¼tzte, nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine
spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht, was im Falle des
KlÃ¤gers zu bejahen ist. Da fÃ¼r die grundrechtsorientierte Auslegung des
Leistungskatalogs die Grundrechte des jeweiligen Versicherten und die diesem bei
Verweigerung der Leistung im Einzelfall drohenden Grundrechtseingriffe bzw.
Grundrechtsverletzungen maÃ�geblich sind, findet eine vom Einzelfall gelÃ¶ste
abstrakte Betrachtung, etwa im Sinne einer abstrakten wissenschaftlich-
medizinischen Methodendiskussion, nicht statt. Hinsichtlich der beim KlÃ¤ger
angewandten Behandlung mit dendritischen Zellen besteht eine auf Indizien
gestÃ¼tzte nicht ganz fern liegende Aussicht auf Heilung oder wenigstens auf eine
spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf. Der Anspruch des
Versicherten auf GewÃ¤hrung Ã¤rztlicher Behandlung (Â§Â§ 27, 28 SGB V) als
Sachleistung im Wege der grundrechtsorientierten Auslegung des Leistungskatalogs
(bzw. jetzt nach MaÃ�gabe des Â§ 2 Abs. 1a SGB V) erfordert nach der eingangs
wiedergegebenen Rechtsprechung des BVerfG und des BSG nicht, dass die
begehrte Behandlungsmethode bereits als Standard etabliert ist und dass ihre
Wirksamkeit durch grÃ¶Ã�ere kontrollierte oder belastbare Studien (bereits)
bewiesen ist oder dass sie Eingang in die klinische Routine gefunden hat. Ein
grundrechtsfundierter (bzw. in Â§ 2 Abs. 1a SGB V verankerter) Leitungsanspruch ist
auch nicht schon deswegen ausgeschlossen, weil die zustÃ¤ndige medizinische
Fachgesellschaft â�� hier die Deutsche Krebsgesellschaft â�� die in Rede stehende
Behandlungsmethode nicht als Therapie empfiehlt (a.A. LSG Hessen, Beschluss vom
28.03.2013 â�� L 8 KR 68/13 ZVW). Empfehlungen dieser Art haben tatsÃ¤chliches
Gewicht, jedoch keine den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses
nahekommende Ausschlusswirkung. Davon abgesehen hat die Deutsche
Krebsgesellschaft die Krebsbehandlung mit dendritischen Zellen in ihrer
Stellungnahme vom 03.11.2011 zur Therapie von Tumorpatienten mit
onkologischen Viren auch nicht allgemein abgelehnt, sondern darauf verwiesen,
dass hinsichtlich der onkologischen Virentherapie â�� die der Krebsbehandlung mit
dendritischen Zellen entspricht â�� bei in der Regel sehr guter VertrÃ¤glichkeit in
einzelnen FÃ¤llen eine gute Wirksamkeit dokumentiert worden ist. Bedenken
werden vor allem in Hinblick auf (derzeit nicht) auszuschlieÃ�ende negative
Auswirkungen geÃ¤uÃ�ert. Die Deutsche Krebsgesellschaft empfiehlt die in Rede
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stehende Behandlung â�� immerhin â�� im Rahmen klinischer Studien. Ungeachtet
des negativen Tenors sind der genannten Empfehlung damit â�� worauf alleine es
fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines grundrechtsfundierten Leistungsanspruchs ankommt
â�� (sogar) Indizien fÃ¼r eine nicht ganz fern liegende positive Wirkung der
dendritischen Zellbehandlung zu entnehmen (LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil
vom 18.02.2014 â�� L 11 KR 5016/12). Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof. D.
hat zudem dargelegt, dass es sich im Falle des KlÃ¤gers um eine
Hochrisikokonstellation handele, fÃ¼r die im Einzelfall insofern keine
Ã¼berspannten Anforderungen an die Therapieprognose zu stellen sind. Die
vorliegenden Erfahrungen belegen, dass es relativ sicher gelingt, die
gewÃ¼nschten immunologischen Effekte mit der Impfung mit dendritischen Zellen
zu erzielen. Wenngleich die Patientenkollektive oft zu klein sind, um Vergleiche
ziehen zu kÃ¶nnen und auch methodische Unterschiede dies nicht erlauben, so ist
doch klar, dass zumindest ein Teil selbst im fortgeschrittenen Stadium von dieser
Therapie profitieren kann. Diese Feststellungen reichen zur Ã�berzeugung der
Kammer aus, um Indizien fÃ¼r einen positiven Krankheitsverlauf durch die
Behandlung zu begrÃ¼nden. Dass es sich bei diesen Studien in der groÃ�en
Mehrheit um Phase-I/II-Studien mit kleinen Patientenkollektiven handelt, ist
unerheblich. Im Rahmen der grundrechtsorientierten Auslegung des
Leistungskatalogs kommt es nicht auf einen â�� mÃ¶glichst weitgehenden â��
Wirksamkeitsnachweis, sondern nur darauf an, ob eine nicht ganz fern liegende
Aussicht wenigstens auf eine spÃ¼rbare positive Einwirkung auf den
Krankheitsverlauf auf (bloÃ�e) Indizien gestÃ¼tzt werden kann. AuÃ�erdem liegen
(immerhin) 2 randomisierte Phase-III-Studien zur Behandlung des Prostatakarzinoms
mit dendritischen Zellen vor. Der indiziellen Wirkung dieser Studienergebnisse wird
man nicht ohne Weiteres die Unterschiede der TumorentitÃ¤ten entgegenhalten
dÃ¼rfen (so auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18.02.2014 â�� L 11 KR
5016/12).

Die Ã¼brigen Voraussetzungen des vom KlÃ¤ger verfolgten Erstattungsbegehrens
sind erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hat die Behandlungskosten nach MaÃ�gabe der
Rechnung gezahlt und den Zahlungsanspruch erfÃ¼llt. Bedenken hinsichtlich der
HÃ¶he der Kosten sind weder ersichtlich noch geltend gemacht.

Nach alledem musste die Klage Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt der Entscheidung in der
Hauptsache.

Erstellt am: 26.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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